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Einleitung 
Die Menschenrechte sind seit Jahren ein Thema, das in vielen Veranstaltun-
gen des Bildungswerkes Berlin der Heinrich-Böll-Stiftung aufgegriffen wird. 
Seit 2013 findet der Stadtspaziergang „Auf der Spur der Menschenrechte durch 
Kreuzberg” statt. Dem liegt der Ansatz zugrunde, ein globales Verständnis für 
die Menschenrechte und das Engagement vor Ort miteinander zu verbinden. 
Die vorliegende 3. Auflage der Broschüre ermöglicht es, den Stadtspaziergang 
nachzulesen oder ihn nachzugehen. Die Entwicklungen im Laufe der Zeit sind 
teils erschreckend, teils lassen sie aber auch hoffen.
Auf dem Spaziergang wird anhand von konkreten Orten die Vielfalt der Men-
schenrechte präsentiert. Kreuzberg, seit 2001 mit Friedrichshain zu einem 
Stadtbezirk verschmolzen, ist nicht zuletzt durch seine sozialen Bewegungen 
bekannt. Aktivist*innen engagieren sich für Frauenrechte, gegen die Verdrän-
gung von Mieter*innen, für ein menschenwürdiges Leben von Schutzsuchen-
den und illegalisierten Menschen, gegen Rassismus und gegen jegliche weitere 
Form der Diskriminierung. Immer geht es dabei auch um die Durchsetzung von 
Menschenrechten. 
Menschenrechte gelten universell, also weltweit und für alle Menschen. In allen 
Teilen der Welt gab und gibt es menschenrechtliche Ansätze und ebenso schwe-
re Verstöße dagegen. Gerade heute ist die Auseinandersetzung mit den Men-
schenrechten besonders wichtig. Immer größer wird der Druck von politischen 
Kräften, Regierungen und anderen Strukturen, die die Menschenrechte als lästig 
empfinden, gegen sie verstoßen oder sie ganz ablehnen. Tatsächlich kann eine 
Verteidigung der Menschenrechte und ein Engagement für ihre Einhaltung eine 
wirksame politische Gegenwehr gegen brachiale Gewalt und Herrschaft, gegen 
Autoritarismus und Unterdrückung darstellen. Nicht alle Menschen sind gleicher-
maßen von Menschenrechtsverletzungen betroffen. Doch auch Menschen, die 
nicht existenziell davon bedroht sind, können wichtige Verbündete darstellen. 
Auch wenn hier ein Spaziergang vorgestellt wird, so ist dieses Engagement selbst 
kein Spaziergang. Es ist aber umso wichtiger, dass eine Zivilgesellschaft genau 
hinschaut und Einspruch bei Verstößen gegen die Menschenrechte erhebt. 
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Neben der Universalität der Menschenrechte steht ihre Unteilbarkeit. Damit wird 
berücksichtigt, dass Rechte sich gegenseitig bedingen. Menschen haben im-
mer Anspruch auf alle Menschenrechte; das heißt, dass keine einzelnen Rechte 
verwehrt werden dürfen. So gehören beispielsweise die Versammlungs- und 
Meinungsfreiheit einerseits und das Recht auf soziale Sicherheit andererseits 
zusammen. Diese ganzheitliche Sicht wird schon in der Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte von 1948 vertreten. Vor dem Hintergrund der NS-Verbre-
chen verfasst, hat sie den Grundstein für ein bislang einmaliges internationales 
System des Menschenrechtsschutzes gelegt. Die Umsetzung und Erweiterung 
dieser Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte zeigt sich in UN-Menschen-
rechtsübereinkommen, die für diejenigen Staaten, die ihnen beigetreten sind, 
rechtsverbindlich sind.1

 
1*

Wichtige UN-Institutionen zum Schutz der Menschenrechte sind der Menschen-
rechtsrat und das Hochkommissariat für Menschenrechte. Der Internationale 
Strafgerichtshof – eine Institution außerhalb der UNO – dient der Durchsetzung 
der Menschenrechte. 
Zivilgesellschaftliche Organisationen setzen sich ebenfalls global für Men-
schenrechte ein. Eine sehr bekannte und einflussreiche ist Amnesty Internatio-
nal. Auch wenn Menschenrechte den Anspruch haben, immer und überall gültig 
zu sein, beeinflussen sie das Leben der Menschen doch an genau dem Ort, an 
dem sie leben. In Kreuzberg liegen Brüche und Verletzung existenzieller Rech-
te ebenso wie Orte des Engagements und der fortwährenden Forderung nach 
kompromissloser Einhaltung der Menschenrechte so eng beieinander wie an 
kaum einem anderen Ort. Diesem Spannungsfeld soll sich der Stadtspazier-
gang in 21 Stationen nähern.

*1 Die älteste Erklärung grundlegender Menschenrechte weltweit ist allerdings die Manden-Charta, 
eine mündliche Überlieferung aus dem 13. Jahrhundert im heutigen Mali. Sie beinhaltet unter an-
derem die Gleichheit aller Lebewesen und die Unantastbarkeit des menschlichen Lebens. Quelle: 
Landesarbeitsgemeinschaft Entwicklungshilfe Mali e.V. (o.J.): Mande-Charta. Online unter:  
https://www.lag-malihilfe.de/ueber-mali/mande-charta (Zugriff: 30.09.2023). 
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1. Das May-Ayim-Ufer: Straßenumbenennungen im Kon-
text von Dekolonialisierung

In Deutschland gibt es ein Fortbestehen von Rassismus und Rechtsextremis-
mus. Das zeigt sich in Alltagssituationen, aber auch in Institutionen und Struk-
turen. Diese Strukturen bieten den Boden für rassistische und antisemitische 
Anschläge, wie beispielsweise in den letzten Jahren in Halle, Hanau und Mün-
chen. Gleichzeitig ist aber auch der zivilgesellschaftliche Widerstand gegen 
Rassismus (bzw. dessen Sichtbarkeit), insbesondere angestoßen durch die 
Black-Lives-Matter-Bewegung, größer geworden. Auch in den Medien und in der 
Politik rückt das Thema Rassismus mehr in den Fokus. 
Ein Erfolg zivilgesellschaftlicher Bewegungen ist die zunehmende Namens-
änderung von rassistisch und kolonial benannten Straßen und Plätzen in Ber-
lin. Ein erstes Beispiel im öffentlichen Raum ist die im Februar 2010 erfolgte 
Straßenumbenennung des May-Ayim-Ufers, das früher Gröbenufer hieß. Das 
war unter menschenrechtlichen Gesichtspunkten wichtig: Otto Friedrich von 
der Groeben (1657-1728) hat die brandenburgisch-preußische Kolonie Groß-
Friedrichsburg im heutigen Ghana gegründet, über die Brandenburg sich am at-
lantischen Sklavenhandel beteiligte. May Ayim (1960-1996) dagegen war eine 
Schwarze2* deutsche Wissenschaftlerin, Dichterin und Aktivistin, die sich in der 
Schwarzen Frauenbewegung engagierte. 1985 war sie Gründungsmitglied der 

*  „Schwarz ist eine politische Selbstbezeichnung, deswegen wird diese immer groß geschrieben. 
Sie bezieht sich nicht auf ein Aussehen, sondern auf eine gemeinsame Position in der Gesell-
schaft und damit auch gemeinsame Erfahrungen. Politische Selbstbezeichnungen sind aus ei-
nem Widerstand entstanden und stehen bis heute für die Kämpfe gegen Unterdrückungen und 
für mehr Gleichberechtigung.“ Quelle: Glossar Migrationsrat (o.J.): Online unter: https://www.
migrationsrat.de/glossar/schwarz/ (Zugriff: 29.09.2023). 
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Initiative Schwarzer Menschen in Deutschland (ISD). Diese Organisation leistet 
bis heute wichtige Arbeit, um Rassismus sichtbar zu machen und bietet zahlrei-
che Aktivitäten und Räume für Schwarze Menschen in Deutschland an. 
Der neue Straßenname May-Ayim-Ufer stand am Anfang einer Reihe weiterer 
Umbenennungen von Straßen und Plätzen in Berlin im Zeichen der Dekolo-
nisierung. Das bedeutet unter anderem, dass Namen von Personen, die für 
koloniale Verbrechen mitverantwortlich sind, nicht länger im Stadtbild präsent 
sein sollen. Joshua Kwesi Aikins, ein Politologe und Menschenrechtsaktivist, 
der insbesondere auch an der Konzeption von dekolonialen Stadtführungen 
beteiligt war, formuliert als zentrales Ziel der Umbenennungen, „bisher unbe-
achtete Aspekte der Kolonialgeschichte, insbesondere des Widerstandes ge-
gen die Kolonialmächte und der Selbstbehauptung der Kolonisierten gegen 
rassistische und koloniale Strukturen ins kollektive Bewusstsein zu bringen.“2 
Alternative Straßennahmen ehren Persönlichkeiten des antikolonialen Wider-
stands und sollen insbesondere Frauen sichtbar machen. Um nur einige Bei-
spiele zu nennen: 2021 wurde aus der Neuköllner Wissmannstraße die Lucy-
Lameck-Straße, seit Dezember 2022 heißt der ehemalige Nachtigalplatz in 
Wedding Manga-Bell-Platz und in Mitte wird aus der heute oft so genannten 
„M-Straße“ die Anton-Wilhelm-Amo-Straße.3

Zivilgesellschaftliches Engagement gegen Rassismus und Diskriminierung, wie 
in diesem Fall die Forderung der Umbenennung von Straßen, ist immer auch ein 
Engagement für die Menschenrechte. Die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte beginnt mit dem Satz: „Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und 
Rechten geboren.“ Diskriminierung ist damit unvereinbar. Die UN-Menschen-
rechtskonvention zur Beseitigung rassistischer Diskriminierung stammt aller-
dings erst aus dem Jahr 1966. Deutschland wurde für seine unzureichenden 
Maßnahmen gegen Rassismus mehrfach kritisiert. Erst seit 2020 gibt es mit 
dem Nationalen Diskriminierungs- und Rassimusmonitor auch den politischen 
Willen, systematisch in Deutschland zu Rassismus zu forschen.3*

*3 Beispiele für antirassistische Initiativen in Kreuzberg: Allmende e.V. (Haus Alternativer Migrati-
onspolitik und Kultur, www.allmendeberlin.de); anti-bias-netz (www.anti-bias-netz.org/); Antidis-
kriminierungsnetzwerk Berlin des Türkischen Bundes in Berlin-Brandenburg (www.adnb.de/de); An-
tirassistische Initiative Berlin (www.anti-rar.de/); Reach Out – Opferberatung und Bildung gegen 
Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus (http://reachoutberlin.de/).
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2. Dem unbekannten Flüchtling: Ein Gedenkstein an der 
Spree und das Recht auf Asyl 
An der Spree steht der Gedenkstein Dem unbekannten Flüchtling. Inzwischen ist 
bekannt, dass es sich bei dem Flüchtenden um Udo Düllick handelte. Er war ei-
ner von vielen Opfern, die beim Fluchtversuch von Ost- nach West-Berlin starben 
oder ermordet wurden. Da die Spree hier zu Ost-Berlin gehörte, griffen West-
Berliner Rettungskräfte auch dann nicht ein, wenn jemand von der Kreuzberger 
Seite ins Wasser fiel. So starben auch mindestens fünf Kinder. 
Flucht und Migration prägen auch heute weltweit gesellschaftliche Zusam-
menhänge. Allein über den Zeitraum zwischen 2014 und 2023 weiß man von 
mehr als 27.800 Menschen, die bei ihrer Flucht über das Mittelmeer gestor-
ben sind oder vermisst werden.4 Diese Katastrophe ist eine direkte Folge der 
Abschottungspolitik der EU. Während es kaum legale Fluchtwege gibt, werden 
Migration und sogar die Rettung und Unterstützung von Menschen kriminali-
siert. Da viele Reisewege durch europäische Migrationspolitik schwieriger bis 
unmöglich werden, suchen sich Menschen neue, häufig gefährlichere Routen. 
Nicht nur auf See, sondern auch auf dem Landweg kommt es ausgehend von 
Grenzpolizist*innen häufig zu massiver Gewalt gegen Schutzsuchende und vie-
le werden am Grenzübertritt gehindert oder zurückgeschoben, ohne dass sie 
einen Antrag auf Asyl stellen können. Dieses Vorgehen wird als Push-Back be-
zeichnet. Zulässig ist es nach internationalem Recht nicht.
Das Recht auf Asyl ist bereits in Artikel 14 der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte verankert und die Genfer Flüchtlingskonvention bekräftigt das Ver-
bot, Verfolgte abzuschieben. In Deutschland ist dieses Recht auf Asyl für politisch 
Verfolgte auch Teil des Grundgesetztes. 1993 wurde es mit dem sogenannten 
„Asylkompromiss“ allerdings stark ausgehöhlt. Seitdem können Menschen, die 
über einen sogenannten „sicheren Drittstaat“ einreisen, in Deutschland keinen 
Anspruch auf Asyl erheben. Da Deutschland nur von „sicheren Drittstaaten“ um-
geben ist, können die meisten Menschen sich für ihr Recht auf Asyl nicht auf 
das Grundgesetz berufen. Insbesondere zwischen 2014 und 2019 gab es eine 
Reihe weiterer Verschärfungen, beispielsweise in Bezug auf Regelungen zu Ab-
schiebungen und zur „Integration“.5 Die Änderungen machen die Situation von 
Schutzsuchenden während der Flucht und bei der Ankunft in Deutschland 
gefährlicher und prekärer, sie halten jedoch keine Menschen da-
von ab. Aufgrund der sich verschärfenden Klimakatastro-
phe ist davon auszugehen, dass sich Fluchtbewegungen 
in den nächsten Jahren verstärken und immer mehr Men-
schen Schutz in Europa brauchen werden. Trotz der Not-
wendigkeit der Solidarität spitzt sich das politische Klima 
weiter zu, sodass sogar über die Abschaffung des 
Rechts auf Asyl diskutiert wird – obwohl es sich 
dabei um ein Menschenrecht handelt.
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3. Der U-Bahnhof Schlesisches Tor und das Recht auf Bar-
rierefreiheit
Der Bahnhof Schlesisches Tor, 1902 eröffnet und einer der ersten U-Bahnhöfe 
Berlins, ist ein eindrucksvolles Gebäude, das viele Menschen aber lange Zeit 
nicht nutzen konnten, da ein Aufzug fehlte. Im Jahr 2023 wurde er endlich ein-
gebaut. In Berlin gibt es allerdings noch zahlreiche Bahnhöfe ohne Fahrstuhl.
„Zugänglichkeit” (oder „Barrierefreiheit”) ist ein Grundsatz der UN-Konvention 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen. Auch Deutschland hat diese 
Konvention im Jahr 2009 unterzeichnet und muss die dort formulierten Richtli-
nien umsetzen. Die Konvention vertritt einen neuen, fast revolutionären Ansatz. 
Im Mittelpunkt steht der Begriff der Inklusion. 
Das Deutsche Institut für Menschenrechte definiert Inklusion folgendermaßen:

„Inklusion ist nicht nur eine gute Idee, sondern ein Menschenrecht. Inklusion be-
deutet, dass kein Mensch ausgeschlossen, ausgegrenzt oder an den Rand ge-
drängt werden darf. Als Menschenrecht ist Inklusion unmittelbar verknüpft mit 
den Ansprüchen auf Freiheit, Gleichheit und Solidarität. Damit ist Inklusion so-
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wohl ein eigenständiges Recht, als auch ein wichtiges Prinzip, ohne dessen An-
wendung die Durchsetzung der Menschenrechte unvollständig bleibt.”6 

Die Gesellschaft muss dementsprechend so beschaffen sein, 
„dass alle Menschen von Beginn an das Recht haben, gleichberechtigt und selbst-
bestimmt Teil [davon] zu sein. Deshalb müssen die Mechanismen, die Menschen 
aus der Gesellschaft ausschließen, abgeschafft und Verfahren, Institutionen und 
Politiken so umgestaltet werden, dass jeder Mensch, so wie er ist, von Anfang an 
dabei sein kann.“7 

In Deutschland haben viele Menschen keinen diskriminierungsfreien Zugang 
zu zentralen Lebensbereichen. Dies kann ein fehlender Aufzug sein, aber auch 
eine fehlende Beschreibung, die sich Menschen anhören können (Audiodeskrip-
tion) oder diskriminierende Sprache.4* Inklusion ist also nicht nur ein Thema 
im Zusammenhang mit technischen Infrastrukturen, wie beispielsweise einem 
Fahrstuhl, sondern auch insgesamt in Institutionen und Strukturen relevant. Ein 
wichtiger Bereich ist beispielsweise auch die schulische Bildung. Eine Stellung-
nahme des Deutschen Instituts für Menschenrechte (2023) zeigt, dass vielen 
Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen der diskriminierungsfreie Zugang 
zu einem inklusiven Schulsystem in Deutschland de facto verwehrt wird.8 Das 
Ziel muss demnach überall sein, Barrieren abzubauen, durch die Menschen an 
der vollständigen Teilhabe in der Gesellschaft behindert werden.
Der bekannte Aktivist für Inklusion und Barrierefreiheit Raúl Krauthausen meint: 
„Wenn wir anfangen, Inklusion uns umfassender vorzustellen, dann klappt das 
schon: Je mehr Berührung, desto weniger Vorbehalte, Vorurteile und Ängste. Rei-
bung tut gut!”9

*4  Die Diskriminierung von Menschen mit Behinderung wird auch „Ableismus“ genannt.
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4. Menschen in der Stadt: Ein Kunstwerk an der Schlesi-
schen Straße und die Rechte von Wanderarbeiter*innen 
(Autoren: Martin Forberg & Jacob Häberli)

Zwischen der Schlesischen Straße und dem May-Ayim-Ufer erstreckt sich die 
Menschenlandschaft Berlin, ein Skulpturenweg aus dem Jahr 1987, der dem 
Thema „Kreuzberg als Kristallisationspunkt für Einwanderung” gewidmet ist. 
Auf der Wiese an der Schlesischen Straße steht ein Marmorkunstwerk von Meh-
met Aksoy, der lange Zeit als Geflüchteter in Kreuzberg lebte. In seiner Skulptur 
Menschen in der Stadt hat der Künstler Auszüge aus Nazım Hikmets Gedicht 
„Von euren Händen und von der Lüge” eingraviert, in dem prekäre Verhältnis-
se arbeitender Menschen thematisiert und kritisiert werden: „Diese Welt steht 
nicht auf den Hörnern eines Ochsen, diese Welt steht auf Euren Händen. Men-
schen, o meine Menschen, man speist Euch mit Lügen. Doch Ihr habt Hunger.“ 
Ab den 50er-Jahren war der Bedarf an Arbeitskräften in der Bundesrepublik so 
groß, dass über sogenannte „Anwerbeverträge“ Arbeiter*innen aus dem Ausland 
zur Arbeit in deutschen Betrieben verpflichtet wurden. Ein solcher Vertrag wur-
de beispielsweise mit der Türkei geschlossen. Die Arbeiter*innen aus Süd- und 
Südosteuropa schufteten in verschiedenen industriellen Sektoren unter schwe-
ren und gefährlichen Bedingungen und mussten häufig abgeschottet von ihren 
deutschen Kolleg*innen in Baracken – zum Teil ohne jegliche Sanitäranlagen 
– wohnen.10 Dieser Widerspruch vom versprochenen Paradies, dem deutschen 
Wirtschaftswunderland, und gleichzeitigen katastrophalen Lebens- und Arbeits-
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bedingungen war ein wiederkehrendes Thema künstlerischer Ausdruckswelten 
von Gastarbeiter*innen. Die in diesem Kontext entstandenen Lieder, Geschich-
ten, Skulpturen und Bilder handelten von neuem Wohlstand und Freiheit, aber 
auch von Heimweh, Sehnsucht, Einsamkeit, harter Arbeit und Rassismus.11

Die Ausbeutung der niedrig entlohnten Arbeitsmigrant*innen trug wesentlich zur 
wirtschaftlichen Entwicklung im Deutschland der Nachkriegszeit bei. Ihre Ar-
beit wurde dennoch nicht wertgeschätzt, wie schon der Begriff „Gastarbeiter*in“ 
verdeutlicht. Stattdessen wurden die ausländischen Arbeiter*innen von ihren 
deutschen Kolleg*innen funktional getrennt und abgewertet - ein deutlicher 
Ausdruck des politischen und gesellschaftlichen Klimas Westdeutschlands, 
welches nie beabsichtigte, die Arbeitsmigrant*innen vollwertig zu integrieren. 
Im Gegenteil wurden sie von populistischen Politiker*innen und der Boulevard-
presse für den wirtschaftlichen Rückgang der 70er-Jahre verantwortlich ge-
macht. Im Zusammenhang mit der rassistischen Hetze sind auch die tödlichen 
Brandanschläge von Mölln und Solingen zu sehen.12 

Dabei ist Einwanderung ein fester Bestandteil Deutscher, Berliner und Kreuzber-
ger Geschichte. Schon vor dem 19. Jahrhundert migrierten Menschen aus unter-
schiedlichen Teilen der Welt nach Kreuzberg. Zu den „neueren Einwander*innen” 
gehören heute in Berlin auch viele mobile Beschäftigte, die beispielsweise in der 
Landwirtschaft als „Erntehelfer*innen” oder in der Bauindustrie zum Teil unter 
menschenrechtswidrigen Bedingungen arbeiten.
Für den menschenrechtlichen Schutz von Wanderarbeiter*innen gibt es die 
Wanderarbeiterkonvention der UNO von 2003. Im Jahr 2021 haben allerdings 
erst 56 Staaten, darunter hauptsächlich Herkunftsländer von Migrant*innen, die 
Konvention ratifiziert. Deutschland gehört ebenso wie andere EU-Mitgliedstaa-
ten nicht dazu.13

Gleichzeitig ist die deutsche Wirtschaft nach wie vor auf „billige“ und ausbeut-
bare Arbeitskräfte angewiesen, wie exemplarisch die Corona-Pandemie ver-
deutlicht hat.  „Türkisch Mann noch weißt du nicht, dass du eintauscht Mensch-
lichkeit gegen eine Fließbandschicht.“14 Die unwürdigen Arbeitsverhältnisse der 
türkischen Arbeiter*innen, welche Cem Karaca hier in den 80er-Jahren besun-
gen hat, lassen sich heute auf die Wanderarbeiter*innen und illegalisierten Men-
schen aus Teilen Afrikas und Asiens übertragen, deren Arbeitskraft rassifiziert, 
abgewertet und ausgebeutet wird. Für die Rechte von Wanderarbeiter*innen 
setzen sich Initiativen wie die IG Bau und das gewerkschaftseigene PECO-In-
stitut ein. Für den Agrarsektor hat sich das Bündnis Initiative Faire Landarbeit 
formiert. Hier arbeiten gewerkschaftliche Beratungsstellen, die Gewerkschaft 
Bauen-Agrar-Umwelt und weitere Organisationen zusammen.
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5. Die St. Marien-Liebfrauenkirche in der Wrangelstraße 
50/51: Religionsfreiheit 

Im Artikel 18 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte wird unter ande-
rem die Religionsfreiheit garantiert. Sie beinhaltet den Schutz der öffentlichen 
wie privaten Religionsausübung und das Recht, die Religion zu wechseln. Das 
Verhältnis zwischen Religionen und Menschenrechten ist widersprüchlich, weil 
alle Religionen vielfältige Inhalte in sich tragen. So passt das Gebot der Nächs-
tenliebe, das in vielen Religionen, beispielsweise in der jüdischen, der christli-
chen oder der muslimischen zu finden ist, zu den Menschenrechten. Aber die 
Abwertung von Andersgläubigen gibt es ebenfalls – auch im Namen des Chris-
tentums – ganz zu schweigen davon, dass die Kreuzzüge oder der Kolonialis-
mus kirchlich gerechtfertigt wurden. Die Ausgrenzung von Jüd*innen gehört in 
diesen Zusammenhang. Ein Beispiel dafür findet sich an der katholischen St. 
Marien-Liebfrauenkirche aus dem Jahr 1905, wo eine kritische Informationsta-
fel auf folgende Problematik hinweist: Am Hauptportal sind zwei Reliefs mit 
Frauenfiguren angebracht, links die Kirche („Ecclesia“), rechts die „Synagoga“, 
die für die jüdische Religion steht – mit gesenktem Kopf und verbundenen Au-
gen. Diese negative Darstellung war im Mittelalter in Europa Teil einer abwerten-
den Sicht auf Jüd*innen, die als die vermeintlich „Anderen” dargestellt wurden. 
Abbildungen und Repräsentationen wie diese bereiteten den Boden für den An-
tisemitismus des 19. und 20. Jahrhunderts. 
Die Gemeinde St. Marien-Liebfrauen stellt sich kritisch der eigenen Geschichte 
und ist engagiert, wenn es um soziale Probleme in der Gegenwart geht. Sie 
unterhält beispielsweise eine Suppenküche und eine Notübernachtungsstelle. 
Zu den Kooperationspartner*innen der Kirchengemeinde zählen die Tamilisch-
Katholische Gemeinde im Erzbistum Berlin und die Missionaries of Charity 
(Schwestern der Mutter Teresa). 
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6. Stolpersteine vor 
der Wrangelstraße 94: 
Spuren der nationalso-
zialistischen Verfolgung 
in Kreuzberg 
Wer sich die lebenswichtige Be-
deutung der Menschenrechte 
klarmachen will, sollte sich auch 
an die Verbrechen des National-
sozialismus erinnern. Die noch 
im Nachhall des Krieges entwi-
ckelte Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte von 1948 fasst 
die Dringlichkeit eindrücklich in 
Worte. Hier heißt es: Die „Nicht-
anerkennung und Verachtung der 
Menschenrechte” durch das NS-
Regime führte zu „barbarischen 
Akten, […] die das Gewissen der 
Menschheit empören.” Menschen-
rechtlich orientiertes Gedenken 

an die NS-Verbrechen und ihre Opfer ist darauf ausgerichtet, die Gegenwart im 
Sinne der Menschenrechte zu verbessern. Das gilt auch für die Stolpersteine des 
Künstlers Gunter Demnig, von denen es im August 2023 10.287 in Berlin gab.15

Erinnert wird an Menschen, die ermordet, deportiert, verfolgt, vertrieben und in 
den Selbstmord getrieben wurden. Gunter Demnig will sie mit ihren Namen wie-
der dort sichtbar machen, wo sie gelebt haben. Auch hier ist die kritische Ausei-
nandersetzung mit der Gegenwart wichtig: So setzte sich Demnig beispielswei-
se auch mit Abschiebungen von Rom*nja auseinander, die aus dem damaligen 
Jugoslawien geflüchtet waren. 
Auf der Internetseite der Koordinierungsstelle Stolpersteine Berlin heißt es zu 
der Frage, für wen Stolpersteine verlegt werden: 

„Stolpersteine können für alle Menschen, die in den Jahren 1933 bis 1945 von 
den Nationalsozialisten verfolgt wurden, verlegt werden. Also für Jüdinnen und 
Juden, Sinti und Sintezze, Romnija und Roma, Menschen aus dem politischen 
oder religiös motivierten Widerstand, Homosexuelle, Zeuginnen und Zeugen Je-
hovas, Opfer der ‚Euthanasie‘-Morde und Menschen, die als „Asoziale“ galten. Die 
Stolpersteine sollen dabei immer auch einen familiären Zusammenhang abbil-
den. Es ist daher nicht im Sinne des Projektes, Stolpersteine nur für einzelne Fa-
milienmitglieder verlegen zu lassen, wenn die gesamte Familie verfolgt wurde.“16
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Vor dem Haus Wrangelstraße 94 sind beispielsweise zwei Stolpersteine in den 
Gehweg eingelassen: Frieda und Siegfried Lieblich wurden im März 1943 in das 
KZ Theresienstadt deportiert und danach in Auschwitz ermordet. Von 6.000 
jüdischen Kreuzberger*innen wurden mehr als 2.000 in Lagern umgebracht. 
60.000 von 160.000 jüdischen Berliner*innen starben in den Konzentrations- 
und Vernichtungslagern, 90.000 gelang es, bis 1941 ins Ausland zu kommen, 
1.400 überlebten im Untergrund.17 Über die Anzahl der vom Nazi-Regime er-
mordeten Sinti*zze und Rom*nja schreibt die renommierte Historikerin Karo-
la Fings: „In der Forschung wird heutzutage meist die Anzahl von 200.000 als 
ungefährer Richtwert verwendet, auch wenn die empirische Grundlage dafür 
immer noch lückenhaft ist und sie durch weitere Forschungen nach oben korri-
giert werden könnte.“18

In Kreuzberg in der Fidicinistraße 2 gibt es einen Stolperstein im Gedenken 
an einen deutschen Sinto: Johann Rukeli Trollmann, ein damals junger Boxer. 
Im Juni 1933 wurde er in Berlin Deutscher Meister im Halbschwergewicht – 
allerdings nur für kurze Zeit. Vertreter*innen des Regimes forderten, dass 
der Kampf nicht gewertet wird. Das Publikum erreichte schließlich jedoch 
durch seinen Protest, dass der Titel doch an Trollmann ging. Sechs Tage 
später wurde er ihm wieder entzogen, gefolgt von einer manipulierten Wie-
derholung des Kampfes gegen einen anderen Gegner. Trollmann durfte hier 
seinen besonderen Boxstil nicht anwenden und verlor. Er hatte sein Gesicht 
mit Puder weiß geschminkt und seine Haare blond gefärbt, um den Kampf 
als die Farce zu entlarven, die er war. 1942 wurde Johann Rukeli Trollmann 
in das Außenlager Wittenberge des KZ Neuengamme verschleppt und dort 
ermordet.19 
An die Verfolgung Schwarzer Deutscher unter dem NS-Regime wurde lange 
kaum erinnert. Das zeigt sich auch an der Repräsentation Schwarzer Ge-
schichten bei Stolpersteinen. Vor August 2021 gab es in Deutschland nur 
zwei Stolpersteine für Schwarze Deutsche. Bis 2023 wurden acht weitere in 
Berlin-Mitte und Tempelhof-Schöneberg verlegt.20 Für die Erweiterung und 
Neuformulierung einer Gedenkkultur wurde das 2022 erschienene Buch von 
Charlotte Wiedemann: „Den Schmerz der Anderen begreifen”21 sehr bedeut-
sam. 
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7. Oppelner Straße 45: 
Spuren des Widerstandes 
gegen das NS-Regime in 
Kreuzberg 
Diejenigen, die gegen das NS-Regime 
Widerstand leisteten, haben sich unter 
besonders schwierigen Bedingungen 
für die Menschenrechte eingesetzt. In 
Kreuzberg gehörten dazu Mitglieder 
verschiedener sozialdemokratischer, 
sozialistischer und kommunistischer 
Gruppen. Auch jüdische Menschen 
organisierten sich in Initiativen und 
Einrichtungen oder handelten als Ein-

zelpersonen, um sich gegenseitig zu schützen, Fluchtmöglichkeiten zu schaffen 
und direkt Widerstand zu leisten. Hinzu kamen christliche Kreise aus der Beken-
nenden Kirche, ein Zusammenschluss evangelischer Oppositioneller. Einige ge-
währten bedrohten Menschen Unterschlupf. In der Oppelner Straße 45 erinnert 
eine Gedenktafel an Willi Sänger, einen kommunistischen Widerstandskämpfer. 
Sänger gelangte Anfang 1944 in den Besitz des Deutschen Fahndungsbuches der 
Gestapo. Dadurch konnte er viele Mitglieder des Widerstandes warnen. Im Juni 
1944 wurde er verhaftet und im November 1944 im Zuchthaus Brandenburg-Gör-
den ermordet. 
Vor der Hornstraße 3 in Kreuzberg erinnert eine Tafel an die Studentin Ursula 
Goetze, die sich hier mit anderen Mitgliedern der Widerstandsgruppe Schulze-
Boysen/Harnack traf. 1943 wurde sie in Plötzensee hingerichtet. Sie half Mit-
gliedern der jüdischen Gemeinschaft und war am heimlichen Einschleusen 
verbotener ausländischer Literatur beteiligt. In ihrem Haus in der Hornstraße 
in Kreuzberg versammelte sie sich mit anderen, um „Feindsender“ zu hören, 
übersetzte Flugblätter für die französische Résistance und plante Widerstands-
aktivitäten. Durch ihre politischen Kontakte kam sie in Kontakt mit Harro Schul-
ze-Boysen, einem der führenden Köpfe des Widerstandsnetzwerks, das von der 
Gestapo als „Rote Kapelle“ bezeichnet wurde.22

Die „Rote Kapelle“ entwickelte sich bis 1941 als ein loses Netzwerk von sieben 
Berliner Freundes-, Diskussions- und Schulungskreisen mit mehr als 150 Berli-
ner NS-Gegner*innen. Das Besondere war die breite Vielfalt, die sich in der Teil-
nahme von Vertreter*innen verschiedener sozialer Schichten widerspiegelte, 
darunter die Mittelschicht, Arbeiter*innen und Student*innen. Darüber hinaus 
bestand die Gruppe fast zur Hälfte aus Frauen, die eine vielfältige politische 
Ausrichtung repräsentierten, von einer Nähe zur KPD bis hin zur Zugehörigkeit 
zum Katholizismus.23
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8. Die Lübbener Straße 3 im Februar 1979:  
„Instandbesetzung“ gegen Kaputtsanierung 

Die Hausbesetzungen der 1970er/80er-Jahre waren auch ein Teil des Kampfes für 
die Menschenrechte. Denn auch das Recht auf Wohnen ist im Sozialpakt verankert 
(vergleiche dazu Kapitel 16). Am 3. Februar 1979 besetzte die Bürgerinitiative SO36 
zwei Häuser im Wrangelkiez – in der Lübbener Straße 3 und gleich um die Ecke in 
der Görlitzer Straße 74. Auf einem Transparent stand auf Türkisch und auf Deutsch 
das ganz praktische Motto: „Es gibt nichts Gutes, außer man tut es.” Das war der 
Auftakt zu zahlreichen sogenannten „Instandbesetzungen“ in Kreuzberg und ande-
ren Teilen Berlins mit dem Ziel, die Zerstörung von Wohnraum zu verhindern. Die 
Besetzer*innen stellten der sogenannten Kaputtsanierung ihre eigene Aufbauarbeit 
entgegen. Nach dem Bau der Mauer im Jahr 1961 wurden viele Altbauten in Kreuz-
berg erst bewusst vernachlässigt, dann abgerissen. Auch die Altbauten in großen 
Teilen von SO36 sollten neuen Häuserblocks weichen. So wie das 1974 fertigge-
stellte Neue Kreuzberger Zentrum am nördlichen Rand des Kottbusser Tors sollte 
Kreuzberg auch südlich der U-Bahnlinie 1 aussehen. Mit dieser Kahlschlagsanie-
rung sollte unter anderem die Berliner Bauindustrie ausgelastet werden. 
Gegenentwürfe oder Proteste kamen von kleinen Gewerbetreibenden, aber auch 
aus der evangelischen Kirche. Selbsthilfeeinrichtungen, Frauengruppen, Kollek-
tivbetriebe und Kinderläden trugen zu neuen Ansätzen der Stadtgestaltung bei. 
Im Mai 1981 waren in Kreuzberg etwa 80 Häuser besetzt, im gesamten Stadt-
bereich waren es 169. Innerhalb des Berliner Senats standen Befürworter*innen 
einer Verhandlungslösung einer strikten Räumungspolitik besetzter Häuser ge-
genüber. Mit der Politik der „behutsamen Stadterneuerung” hat sich schließ-
lich die Verhandlungslösung durchgesetzt und Bewohner*innen wurden in der 
zweiten Hälfte der 80er-Jahre stärker an der Stadtplanung im Kiez beteiligt. Die 
Besetzer*innen der beiden Häuser in der Lübbener und in der Görlitzer Straße 
bekamen übrigens sehr schnell reguläre Mietverträge angeboten.24 
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9. Die UN-Kinderrechtskonvention, ein Zirkus 
am Görlitzer Park und Klimaaktivist*innen, 
die sich für das Menschenrecht auf Zukunft 
engagieren 
Im Görlitzer Park gibt es den Kinderbauernhof 
und den Zirkus Cabuwazi am Spreewaldplatz. 
Cabuwazi steht für „chaotisch bunter Wander-
zirkus”. Entstanden ist er 1992 in einem Hinter-
hof in der Lausitzer Straße. 2023 hat der Zirkus 
sechs Standorte in Berlin. Der Zirkus hat das Ziel, 
das Selbstvertrauen von Kindern zu stärken und 
versteht sich als ein Ort für soziale Integration, 
kulturelle Bildung und individuelle Gesundheitsförderung.25 
Dieser Ort bietet sich an, um die Rechte von Kindern genauer 
zu betrachten.
Seit 1989 gibt es das Übereinkommen über die Rechte des Kindes 
(Kinderrechtskonvention). Es gilt für alle Menschen, die das 18. Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben. Der Leitgedanke der Konventi-
on ist das Wohl des Kindes (Artikel 3). Das bedeutet, dass das Wohl 
von Minderjährigen über den für sie getroffenen Entscheidungen steht. Dabei 
ist irrelevant, ob die Entscheidungen von Einzelpersonen oder der Gesellschaft 
getroffen werden. Es können dabei sogar die Privilegien von Erwachsenen ein-
geschränkt werden.26 Besonders bedeutsam ist, dass Kinder nun eindeutig als 
Träger*innen eigener Rechte gelten. Sie sollen von Erwachsenen also nicht allein 
als Objekte wahrgenommen werden, um die sich gekümmert und die geschützt 
werden sollen, sondern auch als handlungsfähige Menschen, die ihre eigene Ent-
wicklung mitbestimmen. Die Kinderrechtskonvention deckt nicht nur die genann-
ten Beteiligungsrechte ab, sondern auch Überlebensrechte, beispielsweise das 
Recht auf Nahrung, Entwicklungsrechte, wie das Recht auf Bildung oder Freizeit 
und Schutzrechte, die den Schutz vor Missbrauch einschließen.27 Im „globalen 
Norden“ werden die Überlebensrechte des Kindes besonders durch steigende 
Kinderarmut verletzt. In Deutschland lebt im Jahr 2023 laut der Bertelsmann Stif-
tung beispielsweise jedes fünfte Kind in Armut.28

Ein weiteres Thema, das Kinderrechte direkt betrifft, ist das der Klimagerechtig-
keit. Im Jahr 2019 haben 16 Kinder aus zwölf Ländern ihre Interessen an einer 
gesicherten, gesunden Zukunft direkt vor dem UN-Kinderrechtsausschuss ver-
treten. Ihr Ziel ist es, dass der UN-Kinderrechtsausschuss feststellt, dass Argen-
tinien, Brasilien, Deutschland, Frankreich und die Türkei eine Mitverantwortung 
an der Klimakatastrophe tragen. Sollte der Ausschuss bestätigen, dass diese 
Länder tatsächlich eine Teilschuld tragen, verstoßen sie gegen zentrale Aspek-
te der Kinderrechtskonvention und somit gegen die Menschenrechte, denen 
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sich die Länder verpflichtet haben. Diese Beschwerde ist das erste Mal, dass 
Kinder eine solche Angelegenheit vor den Vereinten Nationen einbringen.29

Eine bedeutende Person, die sich für Menschenrechte einsetzt, ist Vanessa Na-
kate aus Uganda. Die Schwarze Klima-Aktivistin wurde bekannt, als sie beim 
Weltwirtschaftsforum in Davos im Jahr 2020 von einer Nachrichtenagentur bei 
Fotos abgeschnitten wurde. Als sie im darauffolgenden Jahr zur Klimakonfe-
renz nach Glasgow fuhr, wiederholte sich ihr Ausschluss aus den Medien. Ob-
wohl sie gemeinsam mit Greta Thunberg die schottische Regierungschefin traf, 
wurde nur über Greta berichtet.30

2023 wurde sie mit den Worten zitiert:
„Das ist eine große Herausforderung im Kampf für Klimagerechtigkeit: Jeder zeigt 
mit dem Finger auf die Anderen. Wir sind aber darauf angewiesen, dass sich Län-
der wie Deutschland als Vorreiter begreifen. […] Jedes Land sollte das unterneh-
men, wozu es in der Lage ist. Der gesamte afrikanische Kontinent ist für weniger 
als vier Prozent der globalen Emissionen verantwortlich. Trotzdem fordern auch 
wir unsere Regierungen dazu auf, den Weg zu mehr wirtschaftlicher Entwicklung 
mithilfe von Erneuerbaren Energie zu gehen – nicht mit fossilen Brennstoffen.“31

10. Der Landwehrkanal und das Recht auf Zugang zu sau-
berem Wasser 
Der Landwehrkanal ist sehr beliebt – ob zum Spazierengehen, Enten Füttern 
oder einfach Faulenzen. Dass es so viel Wasser in der Stadt gibt, ist ein großer 
Luxus – was die Wasserversorgung auch zu werden droht. Im bundesdeutschen 
Vergleich ist sie in Berlin mit am teuersten, und die Debatte um die Teilprivatisie-
rung der Berliner Wasserbetriebe hat hohe Wellen geschlagen – seit September 
2013 sind die Wasserbetriebe wieder vollständig öffentlich. 
Weltweit wird die Versorgung mit Wasser immer mehr zu einem Geschäft. 3,6 
Milliarden Menschen haben zu Hause keine sicheren sanitären Anlagen (Stand 
2023).32 Dass fast die Hälfte der Weltbevölkerung nur unsicheren Zugang zu sa-
nitären Anlagen hat, verdeutlicht, wie wichtig es ist, dass die UN-Vollversamm-
lung im Jahr 2010 das Recht auf Zugang zu sauberem Wasser als Menschen-
recht anerkannt hat. Praktisch geht es bei der Umsetzung der UN-Erklärung vor 
allem darum, die Infrastruktursysteme zu entwickeln, um die Versorgung mit 
Wasser überhaupt möglich zu machen. Die Europäische Bürger*inneninitiative 
Wasser ist ein Menschenrecht forderte die EU auf, den weltweiten Zugang zu 
sauberem Wasser zu fördern. Sie hat im Jahr 2012 in 28 Ländern 1,9 Millionen 
Unterschriften dafür gesammelt, dass die EU in ihrer Gesetzgebung das Recht 
auf Wasser garantiert und die Versorgung nicht privatisiert. Über sieben Jahre 
später verabschiedete das Europäische Parlament schließlich eine neue Trink-
wasser-Richtlinie, die auf die Initiative zurückzuführen ist.33 
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11. Zwei Moscheen in der Wiener Straße: Die Vielfalt mus-
limischen Lebens in Kreuzberg und die Bedrohung durch 
antimuslimischen Rassismus 

Von der Wiener Straße ausgehend zeigen sich die unterschiedlichen Ausdrucks-
formen eines vielfältigen muslimischen Lebens in Kreuzberg. Hier befinden sich 
in direkter Nachbarschaft zwei Moscheen: Zunächst ist da die Merkez Camii 
(Zentralmoschee). Auf der Ecke Wiener Straße/Manteuffelstraße steht dann die 
Omar-Ibn-Al-Khattab-Moschee. Außerdem gibt es um das Kottbusser Tor her-
um das Islamische Kulturzentrum der Bosniaken. Es wurde zur Zeit des Krieges 
im ehemaligen Jugoslawien in den frühen 1990er-Jahren für muslimische bos-
nische Geflüchtete wichtig. In der Waldemarstraße 20 befindet sich das Kul-
turzentrum anatolischer Aleviten, ein „Cem Evi“ (Versammlungshaus). Manche 
Alevit*innen verstehen sich als Muslim*innen. Andere lehnen die Bezeichnung 
ab und betonen die Eigenständigkeit der alevitischen Religion oder sehen das 
Alevitentum als eigenständige Lehre.
Die Beispiele zeigen die Vielfalt muslimischen Lebens in Kreuzberg. Gleich-
zeitig gibt es in Teilen der Gesellschaft nach wie vor eine große Feindlichkeit 
gegenüber Muslim*innen, beziehungsweise antimuslimischen Rassismus. Im 
Jahr 2014 gab es einen Brandanschlag auf die Mevlana-Moschee in Berlin-
Kreuzberg, die sich in der Skalitzer Straße in der Nähe des Kottbusser Tores 
befindet. Die Moscheengemeinde und die Polizei gehen von einem rassistisch 
motivierten Anschlag aus.34 
Taten wie diese sind aber nur die Spitze des Eisbergs. Aus rassistischen Wor-
ten – befeuert vom gesellschaftlichen Diskurs und dem institutionellen Rassis-
mus – können allzu schnell Taten werden. Der Anschlag am 19. Februar 2020 
in Hanau oder der Mord an Marwa El Sherbini am 1. Juli 2009 in Dresden haben 
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dies deutlich gezeigt.35 Zunehmend werden Men-
schen auch aufgrund von (zugeschriebener) Religi-
on oder „Kultur“ zu Anderen5* gemacht und abge-
wertet. Die Diskriminierung von Muslim*innen oder 
als muslimisch gelesenen Menschen ist ein großes 
Problem in Deutschland. Der Begriff „antimuslimi-
scher Rassismus“ nimmt strukturelle, institutionelle 
und alltägliche Dimensionen in den Blick. Bereits die 
Vorstellung von „dem Islam” ist irreführend. Sie un-
terschlägt, dass religiöse beziehungsweise kulturelle 
Identitäten einem Wandel unterliegen.
„Muslimfeindlichkeit ist stark verankert in der Gesell-
schaft – auch in der Bildung: Von etwa jeder dritten 
Lehrkraft geht Diskriminierung aus“36, erklärt Politologin  
Saba-Nur Cheema im Gespräch mit dem MiGAZIN. Auch 
der frühkindliche Bildungsbereich sei noch weit entfernt 
von einer rassismuskritischen Aufstellung. Saba-Nur Chee-
ma ist Mitglied im Unabhängigen Expertenkreis Muslim-
feindlichkeit (UEM).37 Der UEM fordert „Bund und Länder auf, in 
der Beamt*innen-Ausbildung in Schule, Polizei, Justiz und Justizvollzug rassis-
muskritische Lehrinhalte zur Pflicht zu machen. Freiwillige Weiterbildungen allein 
könnten institutionellen Rassismus nicht eindämmen.“38 

Aktive Gegenstrategien gegen antimuslimischen Rassismus sind essentiell. 
Auch hier geht es um den menschenrechtlichen Schutz vor rassistischer Dis-
kriminierung. Verschiedene Initiativen arbeiten in Kreuzberg gegen antimuslimi-
schen Rassismus, so etwa Inssan e.V., das Antidiskriminierungsnetzwerk Berlin 
des Türkischen Bundes in Berlin-Brandenburg (TBB) und die Anlaufstelle Diskrimi-
nierungsschutz an Schulen (ADAS). Das Bildungsteam Berlin Brandenburg (BBB) 
hat Bildungsbausteine gegen antimuslimischen Rassismus entwickelt.39 Andere 
Organisationen handeln deutschlandweit, wie etwa CLAIM – Allianz gegen Islam-
feindlichkeit und Muslimfeindlichkeit sowie die Junge Islam Konferenz.40

*5 Anders machen kommt von dem Englischen Begriff Othering, der insbesondere von dem postko-
lonialen Theoretiker Edward Said geprägt wurde. „Othering bedeutet eine Person oder Personen-
gruppe zu ‚andern‘, also zum Anderen und Fremden machen. Es ist ein Prozess, in dem die ‚Ande-
ren‘ als abweichend und nicht zugehörig konstruiert und von einer vermeintlichen ‚Wir‘-Gruppe als 
Norm unterschieden und abgegrenzt werden. Othering fußt auf hierarchischem und stereotypem 
Denken und festigt so die bestehenden Herrschaftsverhältnisse.“ Quelle: Eileen König (2022): 
Grundbegriffe der politischen Bildung. Online unter: https://profession-politischebildung.de/
grundlagen/grundbegriffe/othering/ (Zugriff: 23.10.2023).
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12. Frauenrechte6* sind Menschenrechte: Das Frauen-
stadtteilzentrum Schokofabrik in der Mariannenstraße 6
In der Zeit der Hausbesetzungen Ende der 1970er und Anfang der 1980er-Jahre 
entstand in Kreuzberg ein dichtes Netzwerk von Frauenberatungsstellen. Ein 
auch heute bekanntes Beispiel ist die Schokofabrik in der Mariannenstraße, 
ganz nah am jetzigen Rio-Reiser-Platz. Auf ihrer Homepage schreibt die Initi-
ative:  
„Im Mai 1981 besetzte eine Gruppe mutiger Frauen* die ehemalige ‚Schokola-
denfabrik Greiser und Dobritz‘ [...]. Es sollte ein Ort nur für Frauen* und Mäd-
chen* geschaffen werden, in dem sie sich gegenseitig unterstützen und fördern 
können und die Möglichkeit bekommen, in einem gleichberechtigten und kon-
kurrenzfreien Raum ihre Fähigkeiten und Fertigkeiten auszuprobieren und zu 
erweitern.”41 
Feminismus hat im heutigen Kreuzberg Tradition: In der Friedrichstraße wuchs 
im 19. Jahrhundert die bedeutende Schriftstellerin und Frauenrechtlerin Hed-
wig Dohm (1831-1919) auf. Sie hat bereits in den 1870er-Jahren Frauenrechte 
als selbstverständlichen Teil der Menschenrechte angesehen. Politische Betei-
ligungsrechte als Teil des Verfügungsrechts über die eigene Person waren für 
Hedwig Dohm ein allen Menschen natürlich zukommendes Recht. Dieses Recht 
könne auch Frauen nicht verweigert werden, wie auch ihr berühmt gewordener 
Slogan „Menschenrechte haben kein Geschlecht“ verdeutlicht.42 
Schon die Frauenbewegung des 19. Jahrhunderts war maßgeblich von 
Schwarzen Frauen geprägt, die unter anderem die Verflechtungen von Ras-
sismus und Sexismus sichtbar machten. Mit der Frage „Ain‘t I a woman?” 
– „Bin ich keine Frau?” – wies die in den USA als versklavte Person gebo-
rene Sojourner Truth (1797-1883) auf das Schicksal von Schwarzen Frauen 
hin.7**43 Auch die „Me too“-Bewegung8*** als eine einflussreiche Kampagne 
von Frauen für Frauenrechte und gegen sexualisierte Gewalt im 21. Jahr-
hundert geht auf eine Schwarze Frau, ebenfalls aus den USA, zurück. Die 
afroamerikanische Aktivistin Tarana Burke startete 2006 den Slogan „Me too“, 

*6 Auch wenn sich Frauenbewegungen historisch häufig insbesondere für cis-Frauen (Frauen, die 
sich mit ihrem bei der Geburt zugeschriebenen Geschlecht identifizieren) und weiblich gelesene 
Personen eingesetzt haben, meinen wir mit Frauen alle Menschen, die sich als solche bezeich-
nen.

**  In den 1860er-Jahren schrieb sie: „Es gibt eine große Aufregung darüber, dass Schwarze [im 
Original colored]. Männer ihre Rechte bekommen, aber kein Wort über die Schwarzen Frauen; 
und wenn Schwarze Männer ihre Rechte bekommen und Schwarze Frauen nicht, sehen Sie, dass 
die Schwarze Männer Herren über die Frauen sein werden, und es wird genauso schlimm sein 
wie zuvor“ (eigene Übersetzung). Quelle: Sojourner Truth (1996): Address to the First Annual 
Meeting of the American Equal Right Association. In: B.J. Loewenberg (Hrsg.): Black Women in 
Nineteenth Century American Life. University Park 1996.

*** Die Bewegung bekam insbesondere seit dem Skandal um Harvey Weinstein 2017 mit Alyssa 
Milano einen Aufschwung, als sie bei Twitter dazu aufforderte, mit „me too“ (ich auch) auf ihren 
Post zu antworten, in dem sie von einem sexualisierten Übergriff schreibt (siehe auch die Web-
site von Tarana Burke: https://www.taranaburke.com/).
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um sich unter Überlebenden von Übergriffen gegenseitig zu stärken und bei-
zustehen.44

Doch wie hat sich das Menschenrecht der Gleichberechtigung der Geschlechter 
historisch entwickelt? Die Erkenntnis, dass Frauenrechte Menschenrechte sind, 
hat eine lange Geschichte: Schon 1791 wies die Frauenrechtlerin und Revoluti-
onärin Olympe de Gouges (1748 – 1793) in ihrer Erklärung der Rechte der Frau 
und Bürgerin nach, dass es sich bei der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte 

aus dem Jahr 1789 um 
Männerrechte handel-
te. Im Artikel 4 ihrer Er-
klärung hieß es: 
„Freiheit und Gerech-
tigkeit beruhen darauf, 
dass dem anderen abge-
golten wird, was ihm zu-
steht. So stößt die Frau 
bei der Wahrnehmung 
ihrer natürlichen Rechte 
nur an die ihr von der Ty-
rannei des Mannes ge-
setzten Grenzen; diese 
müssen durch die von 
der Natur und Vernunft 
diktierten Gesetze neu 
gezogen werden.“45

1979 hat die General-
versammlung der Ver-
einten Nationen das 
Übereinkommen zur 
Beseitigung jeder Form 
von Diskriminierung 
der Frau (CEDAW) ver-
abschiedet, das auch 
Frauenrechtskonventi-

on genannt wird. Die Kernforderungen beinhalten eine „Gewährleistung und För-
derung der Menschenrechte von Frauen durch die Regierungen, Verankerung des 
Grundsatzes der Gleichberechtigung in der Gesetzgebung, Änderung diskriminie-
render Gesetzgebung und Zugang zu Informationen über Menschenrechte.“46

1993 folgte die Erklärung über die Beseitigung von Gewalt gegen Frauen. 
Manche in der UNO meinten damals, häusliche Gewalt sei eine „Privatange-
legenheit”. Jedoch hängt die Definition von dem, was als „privat“ bezeichnet 
wird, von Machtverhältnissen ab. In Deutschland wurde sexualisierte Gewalt 
in der Ehe lange Zeit als „privat“ angesehen und wurde deshalb erst ver-
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gleichsweise spät, im Jahr 1997, unter Strafe gestellt.47 Im Jahr 2000 hat 
der Weltsicherheitsrat die Resolution 1325 verabschiedet, die erstmals ganz 
den Frauenrechten gewidmet ist. Sehr bedeutsam wurde das Übereinkom-
men des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frau-
en und häuslicher Gewalt, welches auch Istanbul-Konvention genannt wird. 
Dieser völkerrechtliche Vertrag wurde 2017 von Deutschland ratifiziert und 
trat im darauffolgenden Jahr in Kraft. Das Übereinkommen enthält „umfas-
sende Verpflichtungen zur Prävention und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt, zum Schutz der Betroffenen und zur Bestra-
fung der Täter*innen.“48 

Auch wenn sich seit 1791 einiges getan hat, ist eine Gleichberechtigung längst 
nicht erreicht. Die noch heute andauernde strukturelle Benachteiligung von 
Frauen wird beispielsweise durch die Gender Pay Gap deutlich. Der jährliche 
Equal Pay Day macht auf die unterschiedliche Bezahlung aufmerksam. Frauen 
haben im Jahr 2021 beispielsweise im Durchschnitt 18 % weniger verdient als 
Männer. Das heißt, dass sie erst am 7. März 2022 das Gehalt erreicht haben, 
dass Männer schon am 31. Dezember 2021 bekommen hatten.49 Sexistische 
und patriarchale Strukturen in unserer Gesellschaft zeigen sich angefangen bei 
Alltagsdiskriminierungen bis hin zu physischer Gewalt und Mord. In Deutsch-
land wurde im Jahr 2022/2023 circa jeden dritten Tag ein Femizid begangen. 
Dieser Begriff beschreibt die Ermordung einer Frau aufgrund ihres Geschlechts. 
Die Wissenschaftlerinnen für Gender Studies Monika Schröttle und Maria Arnis 
schreiben: 
„Geschlechtsspezif﻿ische Gewalt ist keine Privatsache, sondern ein ernstzu-
nehmendes gesellschaftliches Problem, das alle betrifft. Insgesamt muss 
über das Thema Gewalt gegen Frauen und Mädchen sowie Femizide eine 
verstärkte Sensibilisierung der Öffentlichkeit erfolgen, sowie der politischen 
Entscheidungsträger*innen und der Fachpraxis in unterschiedlichen Feldern.“50

Trans* Frauen tauchen dabei oft nicht in den Statistiken auf, auch wenn Sie 
häufig von geschlechtsspezifischer Gewalt betroffen sind. Die ersten femi-
nistischen Bewegungen haben viel für Frauen erreicht. Heutige feministische 
Kämpfe streben die Gleichberechtigung aller Personen an, die von patriarchaler 
Gewalt und Unterdrückung betroffen sind. Auch im Leitbild der Schokofabrik 
heißt es:
„Wir setzen uns mit unserer Arbeit für die Rechte, die soziale Gleichheit und den 
Zugang zur gesellschaftlichen Teilhabe aller Frauen, Mädchen, inter*, trans* und 
nichtbinären Menschen ein, die aufgrund ihrer Geschlechtsidentität patriarchal 
diskriminiert werden und in besonderer Weise von Sexismus, Rassismus, Gewalt 
und Armut betroffen sind.“51
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13. Das SO36 in der Oranienstraße: 
Das Menschenrecht auf selbstbestimmte sexuelle 
Orientierung und geschlechtliche Identität 
Das SO36 in der Oranienstraße ist ein Veranstaltungsort mit Tradition und einer 
wechselvollen Geschichte seit seiner Gründung 1978. Zunächst bestimmten 
Punk und New Wave das Programm. Dann wurde das SO36 zunehmend auch 
ein Ort für queere Partys, insbesondere auch von und für Menschen aus musli-
mischen Communities. Das Magazin tipBerlin schreibt darüber: 

„Ende der 1990er-Jahre fand im SO36, mitten in Kreuzberg, die erste Gayhane-
Party statt. Queer und multikulturell, irgendwo zwischen ausgelassener Feierfreu-
de, sozialem Engagement und Trash, tanzten seitdem Teile der Berliner LGBTI+*-
Community zu eklektischen Sounds aus türkischen, arabischen, hebräischen, 
griechischen und bulgarischen Sphären. Dazwischen gaben Künstler*innen Per-
formances, mal hochpolitisch und engagiert, mal schräg und subversiv. Das gab 
es so noch nie!”52 

Das SO36 ist also auch ein Beispiel dafür, dass queeres Leben in Berlin insbe-
sondere auch von BIPoC**10 getragen wurde und wird. Die Partys im SO36 haben 
eine wichtige Rolle dabei gespielt, den Begriff „queer“ auch im deutschsprachi-
gen Raum populär zu machen.53

Kreuzberg war bereits in den zwanziger Jahren ein Ort lesbisch-schwuler Be-
wegungen für rechtliche Gleichstellung. Hier war der Sitz des 1920 gegründe-
ten Deutschen Freundschaftsverbandes (DFV), der sich wenige Jahre später in 
Bund für Menschenrechte umbenannte. Damit wurde die direkte Verbindung 
zwischen der Forderung nach gleichen Rechten für homosexuelle Menschen 
einerseits und den Menschenrechten andererseits gezogen.54 Die vom Verein 
*9 LGBTI+ steht für lesbisch, gay (schwul), bisexuell, trans* und inter*. Das + steht für weitere Ge-

schlechtsidentitäten.
** „BIPoC ist die Abkürzung von Black, Indigenous, People of Color und bedeutet auf Deutsch 

Schwarz, Indigen und der Begriff People of Color wird nicht übersetzt. All diese Begriffe sind 
politische Selbstbezeichnungen. Das bedeutet, sie sind aus einem Widerstand entstanden und 
stehen bis heute für die Kämpfe gegen diese Unterdrückungen und für mehr Gleichberechti-
gung.“ Quelle: Glossar Migrationsrat. Online unter: https://www.migrationsrat.de/glossar/bipoc/ 
(Zugriff: 25.10.2023).
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herausgegebene Zeitschrift Die Freundin (1924-1933) gilt als erste lesbische 
Zeitschrift und war eng mit der lokalen Berliner Lesbenkultur verflochten.55

Homosexualität hat in Deutschland eine lange Geschichte der Kriminalisierung. 
Seit der Kaiserzeit waren sexuelle Handlungen zwischen Männern durch den 
Paragraphen 175 des Strafgesetzbuches kriminalisiert. In der NS-Zeit wurden 
zahlreiche homosexuelle Männer und Frauen verfolgt und in Konzentrations-
lagern ermordet. Auch nach 1945 behielten die BRD und die DDR den Paragra-
phen 175 bei. Erst im Jahr 1994 wurde er schließlich ersatzlos gestrichen. Ein 
wichtiger Schritt war das Lebenspartnerschaftsgesetz im Jahr 2001, das eine 
eingetragene Partnerschaft ermöglichte. Seit Juni 2017 gibt es schließlich die 
„Ehe für alle“, ein großer Erfolg nach einem jahrelangen Kampf für mehr Gleich-
berechtigung.56 Doch auch dieser Kampf geht weiter, da noch nicht in allen 
Bereichen, wie beispielsweise bei Adoptionsrechten, eine Gleichberechtigung 
erzielt ist.
Auch wenn es in vielen Teilen der Welt immer mehr rechtliche Gleichstellung 
von LGBTI+-Menschen gibt, sind diese Rechte weiterhin durch erstarkenden 
Rechtsextremismus und Diskriminierungen bedroht. So erklärte auch die da-
malige UN-Hochkommissarin für Menschenrechte, Navi Pillay, im Jahr 2013 bei 
der Vorstellung der UN-Kampagne UN Free & Equal in Kapstadt: 

„Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte verspricht eine Welt, in der alle 
Menschen frei und gleich an Würde und Rechten geboren werden – ohne Aus-
nahmen, niemand, der zurückgelassen wird. Doch es ist ein hohles Versprechen 
für viele Millionen LGBT-Menschen, die täglich mit Hass, Intoleranz, Gewalt und 
weit verbreiteter Diskriminierung konfrontiert sind […]. Wir wissen aus Erfahrung, 
dass die Beseitigung von Diskriminierung mehr erfordert als nur Änderungen der 
Gesetze und Richtlinien. Es braucht auch eine Veränderung in den Herzen und 
Köpfen der Menschen.“57 (eigene Übersetzung) 

Die Erfahrungen von Hetze, Bedrohungen und Gewalt sind auch in Deutschland 
längst nicht vorbei, sondern scheinen eher zuzunehmen. Die Berliner Krimina-
litätsstatistik meldet regelmäßig Gewalttaten gegen queere Personen. Hinzu 
kommen jene Straftaten, die der Polizei nicht gemeldet werden.58

In einem Kommentar in der taz verweist der Autor Caspar Shaller auch auf das 
Zusammenspiel verschiedener Formen von Diskriminierung und auf die Not-
wendigkeit, für Selbstbestimmung (und eben im Grunde auch für Menschen-
rechte) auf verschiedenen Ebenen einzutreten: 
„Zur Selbstbestimmung gehört nicht nur die unkomplizierte Änderung des Ge-
schlechtseintrags, sondern auch materielle Sicherheit. Hoher Mindestlohn, 
großzügiges Bürgergeld, Wohnungen in öffentlicher Hand, die Abschaffung der 
Schuldenbremse, das alles sind so gesehen explizit queere Forderungen – wor-
über sich auf dem Lesbisch-schwulen Straßenfest gut bei einem Bier diskutieren 
lässt.“59 
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14. Die Synagoge am Fraenkelufer: Abgründe, Wiederauf-
bau und der Kampf gegen Antisemitismus 

An der Synagoge am Fraenkelufer lässt sich sowohl vergangenes jüdisches Le-
ben in Berlin, als auch dessen Zerstörung durch das NS-Regime nachvollziehen. 
Zugleich ist sie ein Beispiel für die Entstehung von neuem jüdischen Leben nach 
dem Ende des zweiten Weltkrieges. Der Ort kann symbolisch auch Anlass sein, 
über Wege nachzudenken, wie der Zunahme von Antisemitismus begegnet wer-
den kann. 
Die Zeit berichtet von 2.738 erfassten antisemitischen Vorfällen im Jahr 
2021 – fast 1.000 mehr als im Vorjahr.60 Die Zeitung bezog sich dabei auf 
Angaben des Bundesverbandes der Recherche- und Informationsstellen An-
tisemitismus (Rias). Dieser gab in einem Bericht bekannt, dass vor allem 
die Proteste gegen staatliche Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-
Pandemie für antisemitische Äußerungen und Handlungen genutzt wurden. 
Antisemitismus äußere sich sowohl „niedrigschwellig“ als auch „extrem ge-
waltförmig“.61

Das Thema Antisemitismus ist auf verschiedene Art oft mit dem Nahost-Kon-
flikt verknüpft. Jüd*innen werden dabei teilweise für politische Entwicklungen 
in der Region verantwortlich gemacht. Das ist realitätsfern, da es sehr unter-
schiedliche Ansichten von Jüd*innen zu diesem, wie zu allen anderen The-
men gibt – und es ist über allen Maßen erschreckend und empörend, wenn 
Jüd*innen und jüdische Einrichtungen gewaltsam angegriffen werden, wenn jü-
dische Berliner*innen Angst haben, am öffentlichen Leben teilzunehmen. Eine 
aktive Solidarität mit Jüd*innen ist hier nötiger denn je.
Das Verständnis des Begriffs Antisemitismus ist zum Teil sehr umstritten. 
Eine 2023 herausgegebene Handreichung der Rosa-Luxemburg-Stiftung be-
tont, dass es wichtig sei, an den gemeinsamen Kern der verschiedenen De-
finitionen zu erinnern. Im Wesentlichen handele es sich um negative Einstel-
lungen gegenüber Jüd*innen und dem Judentum, oder kurz gesagt, um die 
„abwertende Dichotomie ‚wir/Juden‘“, die sich in Haltungen, Diskursen und 
Handlungen manifestieren kann. Im Antisemitismus werden nicht nur Per-
sonen, sondern auch Symbole, Institutionen, gesellschaftliche, religiöse und 
kulturelle Phänomene sowie häufig der Staat Israel einem negativen Bild zu-
geordnet.62 In Berlin arbeiten zahlreiche wichtige Initiativen gegen Antisemi-
tismus, wie in Kreuzberg beispielsweise die Kreuzberger Initiative gegen Anti-
semitismus (KigA).63

Zurück zur Synagoge: Schaut man sich die Synagoge am Kreuzberger Fra-
enkelufer an, wirkt sie aufgrund des großen unbebauten Platzes neben dem 
Gebäude recht klein. Auf dieser Fläche stand das Hauptgebäude des ur-
sprünglichen jüdischen Gotteshauses, das 1916 eingeweiht wurde und mit 
neoklassizistischen Motiven und Sitzplätzen für 2.000 Gläubige ausgestattet 
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war.64 In der Nacht vom 9. auf den 10. November 1938 brannte die Synagoge 
nach einem Anschlag von Nationalsozialist*innen so stark aus, dass sie nicht 
mehr als Gotteshaus genutzt werden konnte. In der Folge wurde stattdessen 
der Seitenflügel, die Jugendsynagoge, für Gottesdienste genutzt � jenes Ge-
bäude also, das heute erhalten ist. 1942 predigte hier die erste Rabbinerin 
Deutschlands, Regina Jonas, bevor sie im Oktober desselben Jahres in das 
KZ Theresienstadt deportiert und 1944 in Auschwitz ermordet wurde. Anfang 
1942 besetzte die Gestapo das Gelände und stellte dort Militärfahrzeuge ab, 
im Hauptgebäude wurden Gegenstände gelagert, die Jüd*innen geraubt wor-
den waren. 1959 wurde der verbliebene Rest des ursprünglichen Gebäudes 
als Synagoge geweiht.65
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15. Das Kottbusser Tor, eine Leuchtturmwache und das 
Recht auf Sicherheit für Alle 
(Autor: Jacob Häberli)
Im ersten Stock einer Westberliner Platte, dem Kreuzberger Zentrum direkt 
über der belebten Adalbertstraße, schwebt seit Anfang 2023 die „Kottiwa-
che“. Die räumliche Wahl für eine neue Polizeiwache, welche sich den glei-
chen Treppenaufgang mit dem benachbarten Café Kotti, einem traditionellen 
Treffpunkt migrantischer und linker Menschen teilt, erregt Aufmerksamkeit, 
Unverständnis und Kritik.66 Das Kottbusser Tor steht für das „alte“ Kreuz-
berg, das alternative Zentrum Westberlins; bekannt für lange Nächte, Stra-
ßenschlachten und spontane Hausbesetzungen. Das Kottbusser Tor galt 
lange auch als Ort, an dem Menschen, die von unterschiedlichen Diskrimi-
nierungen betroffen sind, einen sicheren Rückzugsraum finden können.67 
Gleichzeitig treffen hier verschiedene urbane Probleme wie prekäre Wohn-
verhältnisse, Obdachlosigkeit, Drogenkonsum, Müll, Lärm und Abgase zu-
sammen.68

Durch die ständige Polizeipräsenz in der „modernsten Polizeiwache Ber-
lins“69 soll ein besseres Sicherheitsgefühl für die alten, neuen und zukünftigen 
Kreuzberger*innen sowie die jährlich steigende Zahl von Tourist*innen geschaf-
fen werden. Doch was bedeutet „Sicherheit“ und für wen? Im Artikel 3 der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte ist festgehalten, dass „jeder Mensch […] 
das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit“ hat. Der Staat ist demnach ver-
pflichtet, die Sicherheit aller Menschen, die auf seinem Gebiet leben, zu schüt-
zen. Das breite Bündnis Kotti für alle argumentiert, dass mehr „Sicherheit“ durch 
Polizei gleichzeitig den Ausschluss – und damit weniger Sicherheit – für viele 
Menschen an diesem Ort bedeutet.70

Historisch diente die Polizei nie dem Schutz von allen Menschen, sondern 
als wichtiger Stabilisierungsfaktor von sozialen und wirtschaftlichen Ver-
hältnissen. In anderen Worten: Die Wohlhabenden wurden auf Kosten der 
ärmeren Bevölkerung geschützt. Auch wenn Polizeiarbeit einem stetigen 
Wandel unterliegt, hat sich an dieser Struktur bis heute wenig verändert. 
Weiterhin kontrolliert und beschränkt sie die Bewegungsfreiheit von armen 
und von Rassismus betroffenen Menschen.71 Das Kottbusser Tor gilt als 
sogenannter kriminalitätsbelasteter Raum. Dies berechtigt die Polizei for-
mal, Menschen ohne Verdacht auf eine Straftat aufzuhalten und zu durch-
suchen. Das Kottbusser Tor ist somit ein Ort regelmäßiger Kontrollen für 
migrantisierte*11 Menschen.72 Obwohl diese als Racial Profiling bezeichnete 
Praxis dem Grundgesetz sowie der völkerrechtlichen Verpflichtung der BRD 
widerspricht, ist sie hier alltägliche Realität.73 Für Menschen, die aufgrund 
von zugeschriebenen Merkmalen alltäglich durchsucht, kontrolliert und po-
lizeilich überwacht werden, stellt die Polizei keine sicherheitsstiftende oder 

*11 Menschen, die als Migrant*innen wahrgenommen beziehungsweise gelesen werden.
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vertrauenswürdige Instanz dar.74 Das Bündnis Kampagne für Opfer rassisti-
scher Polizeigewalt (KOP) schlussfolgert: „ihre Aufwertung ist unsere Ver-
drängung.“75 
Auch die Berliner Innensenatorin machte deutlich, für wen die „Leuchtturmwa-
che“ gedacht ist: die Kreuzberger*innen, die vermögend sind, sich zwischen 
Dreck und Drogen nicht sicher fühlen, gleichzeitig aber auch keine Angst vor 
Racial-Prof﻿iling haben müssen.76 Darauf, dass ein sauberer „Kotti“, der weiterhin 
ein Ort für alle ist, kein Widerspruch sein muss, weisen die alteingesessenen 
Bewohner*innen und Gewerbetreibende seit Jahren hin. Sie fordern soziale Lö-
sungen (wie Schlafplätze, Druckräume und öffentliche Toiletten) für die sozia-
len Probleme.77
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16. Kotti & Co. – mit Fantasie und Ausdauer gegen 
Verdrängung. Oder: Über die Bedeutung der wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte

„Wir kämpfen schon unser Leben lang mit dem Rassismus oder der sozialen Aus-
grenzung, mit Hartz IV und Altersarmut in dieser Gesellschaft. Wir sind alt, wir sind 
jung. Wir glauben an Allah, Gott, oder einfach an eine gerechte Gesellschaft.”78

So schreibt es die Mieter*innengemeinschaft Kotti & Co. auf ihrer Homepage. 
Seit der Öffnung der Mauer liegt Kreuzberg nicht mehr am Rande der Stadt, son-
dern wieder mittendrin. Die Mieten steigen seitdem drastisch. Das bedeutet die 
konkrete Verdrängung vieler Menschen. Mieter*innen, die in den Häusern süd-
lich des Kottbusser Tores wohnen, verteidigen mit fantasievollen Aktionen ihr 
Menschenrecht auf eine bezahlbare Wohnung: „Wir tolerieren uns nicht nur. Wir 
sind neugierig aufeinander und begegnen uns mit Respekt. Jeder Mensch ist 
vielfältig.”79 Im Frühsommer 2012 errichtete Kotti & Co. ein Protestzelt südlich 
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des Kottbusser Tores, aus dem im Winter 2012/2013 ein Holzhaus wurde – das 
sogenannte Gecekondu. Gecekondu bedeutet auf Türkisch „nachts hingestellt, 
hingesetzt“. Die Menschen von Kotti & Co. protestieren gegen die enorm stei-
genden Mieten in ihren Häusern, die früher teilweise zum sozialen Wohnungs-
bau gehört hatten.80

Der Anstieg der Wohnungsmieten in Berlin ist auch eine Menschenrechts-
frage: Es gibt ein Recht auf einen „angemessenen Lebensstandard”. Das 
schließt eine bezahlbare Wohnung mit ein. Der Internationale Pakt über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte (WSK) von 1966, auch Sozialpakt 
genannt, garantiert dieses Recht in seinem Artikel 11, der auch das Recht auf 
Nahrung garantiert. Artikel 1 des Sozialpaktes ist dem Selbstbestimmungs-
recht gewidmet. Dabei geht es auch um die freie Verfügung über „natürliche 
Reichtümer und Mittel”. Welche Rechte werden im Sozialpakt außerdem ge-
nannt? Da ist zum Beispiel das Recht auf Arbeit (Artikel 6), das nicht das 
Recht auf einen bestimmten Arbeitsplatz meint, sondern auf die Entfaltung 
der eigenen Persönlichkeit durch Arbeit. Hinzu kommen beispielsweise das 
Recht auf Gesundheit (Artikel 12) und auf Bildung (Artikel 13) sowie kulturelle 
Teilhabe (Artikel 15).81

Neben Kotti & Co. gibt es weitere Initiativen, die in Berlin für das Recht auf bezahl-
baren Wohnraum kämpfen. Dazu gehört beispielsweise für die Nachbarschaft 
um die Wrangelstraße Bizim Kiez, die sich 2015 formierte. Der Name bedeutet 
auf Türkisch „Unser Kiez“. Anlass war die Forderung nach der Rücknahme der 
Kündigung für den Gemüseladen Bizim Bakkal (Türkisch: „Unser Laden“) der Fa-
milie Çalışkan in der Wrangelstraße. Bizim Kiez setzt sich als Nachbarschaftsin-
itiative gegen Verdrängung und für den Erhalt lebendiger Kieze ein.82

Ebenfalls 2015 haben engagierte Menschen die Bürger*inneninitiative Deut-
sche Wohnen & Co enteignen in Gang gebracht. Erklärtes Ziel ist es, alle Woh-
nungsbestände derjenigen Unternehmen zu vergesellschaften, die mehr als 
3.000 Wohnungen besitzen. Von den etwa 1,5 Millionen Wohnungen in Berlin, 
die vermietet werden, träfe das auf 243.000 zu. Die Initiative war mit ihrem 
Volksentscheid erfolgreich: 2021 votierten 59,1 Prozent der teilnehmenden 
Berliner*innen für das Anliegen der Initiative.83 Eine Expert*innenkommission 
stellte im Juni 2023 fest, dass Vergesellschaftungen großer Wohnungskon-
zerne in Berlin gesetzeskonform seien.84 Auch wenn häufig von Enteignungen 
die Rede ist, handelt es sich tatsächlich um Vergesellschaftungen. Der Unter-
schied liegt darin, dass bei Enteignungen gegen eine Entschädigung einzelne 
Vermögensbestandteile enteignet, also dem Eigentum entzogen werden. Bei 
Vergesellschaftungen dagegen ist das Ziel, ganze Unternehmen und Wirt-
schaftszweige der Gemeinwirtschaft zuzuführen.85 In diesem Fall sollen also 
viele Wohnungen aus der Privatwirtschaft wieder in die Gemeinwirtschaft 
überführt werden.
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17. Die neue 
Bürger*innenrechtsbewegung und 
der Rassismus gegen Rom*nja und 
Sinti*zze in Europa 

Seit einigen Jahren findet am 8. April, zum Internationalen Tag der Rom*nja 
im Café Südblock (direkt gegenüber vom Gecekondu von Kotti und Co.) die Ab-
schlussveranstaltung des Romnja* Power Month statt – organisiert von Romani-
Phen e.V. Der Verein wurde Ende 2018 aus einer bereits seit 2009 bestehenden 
Frauengruppe gebildet, die sich zusammengeschlossen hat, um die unakzeptab-
le Praxis der Verschleierung, Verharmlosung und Rechtfertigung von Ablehnung, 
Feindseligkeiten und Gewalt gegen Rom*nja und Sinti*zze zu bekämpfen.86

Über den Romnja* Power Month schreibt der Verein selbst: 
„Der Romnja* Power Month f﻿indet jährlich vom 8. März bis zum 8. April statt und 
wird somit vom Internationalen Tag der Frauen* und dem Internationalen Tag der 
Romnja* eingerahmt. Mit dieser besonderen und in Deutschland einzigartigen 
Veranstaltungsreihe wollen wir Romnja* und Sintezzi* als künstlerisch, wissen-
schaftlich und gesellschaftskritisch handelnde Akteurinnen* hervorheben und 
ihre Arbeiten einem breiten Publikum vorstellen.“87

Der Internationale Tag der Rom*nja, der 8. April, rückt seit 1990 die Kultur und 
das Selbstbewusstsein der Rom*nja in den Mittelpunkt. Er erinnert an ein wichti-
ges Datum in der Geschichte der internationalen Bürger*innenrechtsbewegung 
von Rom*nja und Sintizze*: Im April 1971 kamen Rom*nja-Vertreter*innen zu 
einem wegweisenden Treffen in der Nähe von London zusammen.88*12

Gegen die rassistische Diskriminierung von Rom*nja anzugehen, ist eine wich-
tige Aufgabe im Rahmen der menschenrechtlichen Bekämpfung von rassisti-
scher Diskriminierung jeder Art. Rom*nja sind seit Jahrhunderten rassistischer 
Ausgrenzung ausgesetzt. Vor diesem Hintergrund ist auch der nazideutsche 
Völkermord an dieser Bevölkerungsgruppe – der in der Sprache der Rom*nja 
Porajmos oder Samudaripen genannt wird – zu sehen.**13

Auch nach Ende des 2. Weltkrieges erlebten Sinti*zze und Rom*nja weitere Ver-
folgung. So wurden sie in der Mehrheit der Länder der Bundesrepublik unter 
Verwendung der NS-Akten, in denen umfangreiche Belege über Personen, Fa-
milien und Entrechtungen waren, weiterhin gesondert erfasst. Die Opfer und 
Angehörigen hatten keinen Zugriff auf diese Akten.89 Es hat bis zum Jahr 1982 
gedauert, bis in der (alten) Bundesrepublik Deutschland der NS-Völkermord 
an den Sinti*zze und Rom*nja überhaupt in Ansätzen anerkannt wurde. Von 

*12 Für mehr Infos siehe https://www.romaday.org/Romaday (Zugriff: 26.10.2023)
** „Porajmos ist Romanes und heißt ‚das alles Verschlingende‘. […] Der Völkermord und die da-

malige Verfolgung werden heute auch Samudaripen (sinngemäß ‚das vollständig Mordende‘) 
genannt.“ Quelle: Demir, Merfin (2021): Sinti alle so? In: fluter, 28.07.2021. Online unter: 

    https://www.fluter.de/sinti-roma-kurz-erklaert (Zugriff: 24.09.2023).
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Sinti*zze und Rom*nja ins Leben gerufene Bürger*innenrechtsbewegungen 
sorgten dafür, dass sich zunehmend ein öffentliches Verständnis sowohl für 
aktuelle Diskriminierungen als auch die historische Verfolgung entwickelte.90

Heute ist Rassismus gegen Rom*nja auch in Berlin noch auf erschreckende 
Weise gegenwärtig. Um nur ein Beispiel zu nennen: Für die Jahre 2021 sowie 
2022 ermittelte DOSTA*14, die Dokumentationsstelle für Antiziganismus, in Berlin 
372 Fälle von Antiziganismus, und „damit die höchsten Fallzahlen seit Projekt-
beginn“, also seit 2014.91

Wie zugespitzt der Rassismus gegen Rom*nja in der Gegenwart insgesamt in 
Deutschland ist, stellt die Unabhängige Kommission Antiziganismus 2021 in ih-
rem Bericht vor. Die Bildung dieser Kommission wurde im Koalitionsvertrag der 
von CDU/CSU und SPD gebildeten Bundesregierung 2017 vereinbart.92 In ihrem 
Bericht werden allein zwischen 2019 und 2021 folgende Ereignisse bezüglich 
der Diskriminierung von Rom*nja angesprochen: 
„Zu hören und zu lesen war von der gesetzwidrigen Sondererfassung von Sin-
ti_ze und Rom_nja bei der Berliner Polizei, von antiziganistisch legitimierten 
Absperrungen ganzer Wohnblocks im Kontext der Corona-Ausnahmesituation, 
von Planungen zu einem Abbau des Denkmals für die im Nationalsozialismus 
ermordeten Sinti und Roma Europas aufgrund des Baus einer S-Bahn-Trasse 
sowie über Abschiebungen von seit Jahrzehnten in Deutschland lebenden 
Rom_nja in existenziellen Notlagen.“93

Der Bericht beleuchtet den systemischen Charakter von Rassismus gegen Rom*nja: 

„Antiziganismus ist wie der Antisemitismus ein strukturell in der europäischen 
Moderne angelegtes vielschichtiges, das Zusammenleben von Menschen immer 
schon vergiftendes Phänomen langer Dauer und kann nur als solches erfolgreich 
bekämpft werden.“94 
Dass dieses Phänomen auch in der Gegenwart tödlich sein kann, zeigt der 
rechtsterroristische Anschlag in Hanau 2020. Unter den neun ermordeten Men-
schen befanden sich drei Angehörige aus den Communities von Sinti*zze und 
Rom*nja: die 35-jährige Mercedes Kierpacz, der 23-jährige Vili Viorel Păun und 
der 33-jährige Kaloyan Velkov.95

Die Kommission forderte neben der Schaffung des Amtes einer*s Antizi-
ganismus-Beauftragten unter anderem eine „Kommission zur Aufarbeitung 
des an Sinti*zze und Rom*nja begangenen Unrechts in der Bundesrepublik 
Deutschland“, die „Anerkennung von geflüchteten Rom*nja als besonders 
schutzwürdige Gruppe“ und nicht zuletzt die „Umsetzung und Verstetigung von 
Partizipationsstrukturen“.96 Seit 2022 ist der engagierte Rechtsanwalt Mehmet 
Daimagüler Antiziganismus-Beauftragter der Bundesregierung.97

*14 DOSTA ist ein Projekt von Amaro Foro e.V., einem transkulturellen Jugendverband, dem sowohl 
Nicht-Rom*nja als auch Rom*nja angehören.
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Von offiziellen Stellen und teilweise auch zivilgesellschaftlichen Initiati-
ven wird häufig der Begriff „Antiziganismus“ verwendet. Er wird durch-
aus kritisch gesehen, weil er das rassistische Wort beinhaltet, das gegen 
Rom*nja verwendet wird. Als Synonym ist der Begriff „Gadjé-Rassismus“ 
(ausgesprochen: „GaDSCHe“) verbreitet. Elsa Fernandez hat ihn mit ent-
wickelt und schreibt: „‚Gadje‘ ist […] ein kollektiver Begriff zur Bezeichnung 
von nicht romane Personen. […] Ich verwende den Begriff ‚Gadje-Rassis-
mus‘, um aus einer romani Perspektive das Netz der Verleumdungen, Ver-
leugnungen und Zuschreibungen und das Ausmaß der Gewalt zu beschrei-
ben, die Rom*nja, Manouches, Sinti*zze, Kalé und andere Communitys 
erlebt und überlebt haben, erleben und überleben.“ 98

18. Auf dem Oranienplatz: Geflüchtete fordern ihre Rechte 
Das Refugee Protest Camp am Oranienplatz in Berlin war von 2012 bis zu seiner 
Räumung im April 2014 ein sichtbares Zeichen der eigenständigen, selbstbe-
wussten politischen Bewegung von Geflüchteten – nicht nur in Kreuzberg und 
Berlin, sondern in ganz Deutschland. Die Protestierenden haben folgenden Slo-
gan geprägt: „We are here because you destroy our countries!” – „Wir sind hier, 
weil ihr unsere Länder zerstört!” 
Die Hauptziele waren die Abschaffung von Abschiebungen und die Überwin-
dung dreier wesentlicher Elemente einer Flüchtlingsabschreckungspolitik: Dazu 
gehörte erstens die „Residenzpflicht“, die Asylsuchende mit Geld- und Haftstra-
fen am Verlassen ihres Landkreises hindert. Diese Regelung verletzt das Recht 
auf Bewegungsfreiheit und widerspricht damit dem Artikel 13 (1) der Allgemei-
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nen Erklärung der Menschenrechte. Zweitens forderten die Aktivist*innen die 
Schließung aller Sammelunterkünfte oder „Lager“. Auf der Internetseite des 
Refugee Movements O-Platz heißt es: „Oft sind Lager mitten im Nirgendwo gele-
gen. […] Wir sind unsichtbar. Die deutschen Behörden isolieren uns bewusst von 
der Gesellschaft.”99 Ein drittes Ziel war die Abschaffung des Arbeitsverbotes. 
Große Teile dieser Forderungen sind noch immer aktuell. Der anhaltende Kampf 
von Geflüchteten hat und hatte jedoch auch einen konkreten Einfluss auf die 
Flüchtlingspolitik in Deutschland: So wurde die „Residenzpflicht“ im Jahr 2015 
beispielsweise auf drei Monate beschränkt. Außerdem vereinbarten Berlin und 
Brandenburg eine Freizügigkeit zwischen beiden Bundesländern für Menschen, 
die den Status von Asylsuchenden oder eine Duldung haben. 
Der Oranienplatz ist ein Ort des Protestes gegen Unterdrückung und für die Verwirk-
lichung der Menschenrechte geblieben. Im Jahr 2020 wurde hier ein Denkmal „für 
die Opfer von Rassismus und Polizeigewalt” aufgestellt.100 In den darauffolgenden 
Jahren fanden in der Nähe dieses Denkmals unter anderem jeweils am 19. Februar 
Gedenkveranstaltungen für die Menschen statt, die am 19. Februar 2020 bei dem 
rassistischen Terroranschlag in Hanau ermordet wurden, also für Vili Viorel Păun, 
Said Nesar Hashemi, Gökhan Gültekin, Mercedes Kierpacz, Hamza Kurtović, Fatih 
Saraçoğlu, Ferhat Unvar, Kaloyan Velkov und Sedat Gürbüz.101

19. Die Waldemarstraße 36: Das HeileHaus und 
das Menschenrecht auf Gesundheit

Der Sozialpakt von 1966 umfasst auch das Recht auf Gesundheit (Artikel 12, sie-
he Kapitel 16) – ein weiteres Menschenrecht, für das sich in Kreuzberg einge-
setzt wird. 1981 entstand, wie beispielsweise auch bei der Schokofabrik (siehe 
Kapitel 12), durch eine Hausbesetzung das HeileHaus, ein selbstverwaltetes Ge-
sundheitsprojekt. Mit „aktivierenden Angeboten” will es „den Folgen von Armut 
und Arbeitslosigkeit, Resignation, Perspektivlosigkeit, Fehlernährung und Bewe-
gungsmangel, Stress, Aggressionen und Drogenmissbrauch entgegenwirken.”102 
Mit der Verwirklichung des Menschenrechts auf Gesundheit sieht es weltweit 
eher katastrophal aus. Die humanitäre Hilfsorganisation Ärzte der Welt betont:
„Täglich sterben mehr als 8.000 Kinder unter fünf Jahren an Krankheiten, die durch 
einfache und günstige Behandlungen vermieden oder behandelt werden könnten. 
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Jedes Jahr geraten etwa 100 Millionen Menschen unter die Armutsgrenze, weil sie 
Gesundheitsleistungen aus eigener Tasche bezahlen müssen. Besonders betrof-
fen sind arme, marginalisierte oder diskriminierte Bevölkerungsgruppen.“103

Auch in Deutschland haben hunderttausende Menschen keinen oder nur be-
schränkten Zugang zu medizinischer Hilfe.104 Gerade für diese Menschen leistet 
das HeileHaus in Berlin wichtige Arbeit. So unterstützten sie in der Vergangenheit 
beispielsweise geflüchtete Menschen mit Duschmöglichkeiten, Möglichkeiten 
zum Wäsche waschen und boten Begleitung bei Terminen an.105

20. Die Naunynstraße und 
das Menschenrecht auf kulturelle Teilhabe 
Die Naunynstraße steckt voller künstlerischer Kultur. Da ist Niyazi, den der 
deutsche Dichter Aras Ören zum Leben erweckt hat: „Was will Niyazi in der 
Naunynstraße?“ heißt sein 1973 erschienenes Gedicht, in dem es um das 
Exil der ersten Einwander*innen aus der Türkei in Deutschland geht. Da ist 
auch die Naunynritze, ein kreatives Jungendzentrum, das insbesondere mit 
der Hip-Hop-Geschichte verbunden ist. Ein weiterer wichtiger Ort ist das be-
rühmte Ballhaus Naunynstraße – ein besonderes Theater in einer ehemali-
gen Tanzstätte aus dem 19.  Jahrhundert. Viel später hat Shermin Langhoff, 
die von 2008 bis 2013 künstlerische Leiterin des Hauses war, hier mit ihren 
Kolleg*innen das postmigrantische Theater entwickelt. Diese Theaterbewe-
gung bringt neue Erzählungen auf die Bühne, insbesondere von Menschen 
„deren gelebte und über Generationen vermittelte Erfahrungen unterschiedli-
che geografische, kulturelle und politische Kontexte umfassen. Geschichte/n, 
die von der deutschen Theaterlandschaft lange vernachlässigt wurde/n.“106 So 
formuliert es das künstlerische Team des Ballhauses als erklärtes Ziel. Ein 
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spannendes Theaterprogramm ganz im Sinne der Menschenrechte wird hier 
geboten. 
Das Recht auf kulturelle Teilhabe ist im Artikel 15 des Sozialpakts verankert. 
Dieses Recht garantiert die Teilnahme am kulturellen und wissenschaftlichen 
Leben für jede*n. Festgelegt ist auch, dass alle unterzeichnenden Staaten des 
Sozialpaktes die Freiheit der Wissenschaft und der Kunst achten müssen. 

21. Das Bethanien am Mariannenplatz: Emanzipatorische 
Projekte und Künstler*inneninitiativen unter einem Dach 
Das Bethanien spielt historisch mit dem Menschenrecht auf Gesundheit eine 
Rolle, da es von 1847 bis 1970 als Krankenhaus genutzt wurde. Heutzutage 
ist es ebenso wie die Naunynstraße (vorheriges Kapitel) im Zusammenhang 
mit dem Menschrecht auf kulturelle Teilhabe bedeutsam. So finden sich aktuell 
einerseits Künstler*innen und Kulturschaffende im Haupthaus und andererseits 
soziale Initiativen in den beiden Seitenflügeln. Diese beiden Nebengebäude 
wiederum stehen für zwei Generationen von Hausbesetzer*innen: 1971, nach 
einem Konzert der legendären Musikgruppe Ton Steine Scherben, kam es zur 
Besetzung des ehemaligen Schwesternwohnheims, aus der das Georg-von-
Rauch-Haus (Jugend- und Kulturzentrum Kreuzberg e.V.) hervorging. 34 Jahre 
später, im Jahr 2005, besetzten Menschen den linken Seitenflügel, der schließ-
lich zum NewYorck59 wurde. Dort haben eine Reihe emanzipatorischer Projekte 
ihren Sitz, die feministisch ausgerichtet sind, die Rechte von Geflüchteten unter-
stützen und für soziale Rechte eintreten.107
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Fotonachweise

Einleitung:  Wandbild das die Gruppe Pirqas al Sur (Buenos Aires – Berlin) für 
„Kotti & Co“ gestaltet hat. Es ist auf der Südseite des Kottbusser 
Tores am Café Südblock zu finden.

Kapitel 1:  May-Ayim-Ufer Straßenumbenennung 
Kapitel 2:  Gedenkstein an der Spree, May-Ayim-Ufer
Kapitel 3:  Einfahrender Zug der Linie U1 in den Bahnhof Möckernbrücke in Rich-

tung Osten. Foto: Jörg Mollowitz (CC BY 2.0)
Kapitel 4:  Marmorskulptur von Mehmet Aksoy „Menschen in der Stadt“
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Kapitel 8:  Hausbesetzer*innen in Berlin-Kreuzberg 1981. Foto: Tom Ordel-

mann (CC BY-SA 3.0)
Kapitel 9:  Kinderzirkus CABUWAZI
Kapitel 10:  Landwehrkanal
Kapitel 11:  Hand der Fatima mit blauem Auge. Das Glas-Amulett soll einen Au-

tofahrer in Tunesien beschützen (CC0)
Kapitel 12:  Silence is Violence. Foto: Oliver Feldhaus / Umbruch Bildarchiv
Kapitel 13:  SO36. Foto: Umbruch Bildarchiv
Kapitel 14:  Synagoge am Fraenkelufer. Foto: Jörg Zägel (CC BY-SA 3.0)
Kapitel 15:  Protest gegen die geplante Polizeiwache am Kottbusser Tor. Foto: 

Umbruch Bildarchiv (2 Fotos zur Auswahl)
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Kapitel 17:  Flagge der Rom*nja (CC0)
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Kapitel 19:  Das HeileHaus
Kapitel 20:  Das Ballhaus in der Naunynstraße
Kapitel 21: Bethanien. Foto: Jörg Zägel (CC BY-SA 3.0) 

Alle Fotos ohne Quellenangabe: Josephine Fahr, Martin Forberg (CC-BY-NC-ND)
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Die Broschüre „Auf der Spur der Menschenrechte durch 
Kreuzberg – ein Stadtspaziergang“ bietet die Möglichkeit, die 
Themen der 21 Stationen des Spaziergangs selbstständig ab-
zulaufen oder sie in Ruhe nachzulesen. Die Grundidee dabei 
ist, die breite Palette der Menschenrechte aufbauend auf den 
Verträgen der Vereinten Nationen anhand von konkreten Or-
ten in Kreuzberg zu veranschaulichen.
Die Termine der Stadtspaziergänge sind unter 
www.bildungswerk-boell.de zu finden.




